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1. Zweck

Die Digitalisierung bestimmt heute zunehmend unser Leben. Die Schweiz verfiigt Gber eine sehr gute
Ausgangslage hinsichtlich Telekom-Infrastrukturen und den Einsatz von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien (IKT). Unser Land hat somit die Chance, von der fortschreitenden Digitalisierung in
allen Lebensbereichen zu profitieren und seine Wohlfahrt langfristig nicht nur zu sichern, sondern aus-
zubauen. Der durch die zunehmende Digitalisierung verursachte Transformationsprozess betrifft die
Gesellschaft, die Wirtschaft wie auch den Staat. Vor diesem Hintergrund gibt die Strategie ,Digitale
Schweiz® die Leitlinien fir das staatliche Handeln vor und zeigt auf, wo und wie Behérden, Wirtschaft,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Politik zusammenarbeiten missen, damit wir diesen Transformati-
onsprozess gemeinsam zum Nutzen unseres Gemeinwesens gestalten kénnen.

Dieses Dokument 16st die bundesratliche Strategie fir eine Informationsgesellschaft in der Schweiz vom
9. Marz 2012 ab. Im Zentrum der vorliegenden Strategie steht die konsequente Nutzung der Chancen
der Digitalisierung, damit sich die Schweiz als attraktiver Lebensraum und innovativer, zukunftsorien-
tierter Wirtschafts- und Forschungsstandort positionieren kann. Die Strategie ,Digitale Schweiz" ist da-
her eine bundesratliche Massnahme der Legislaturplanung 2015 — 2019.

Die Digitalpolitik des Bundes stellt den Menschen in den Mittelpunkt einer prosperierenden demokrati-
schen Informations- und Wissensgesellschaft Schweiz. Auf der Grundlage der Bundesverfassung starkt
sie die gemeinsame Wohlfahrt und Lebensqualitat sowie die nachhaltige Entwicklung. Sie fordert den
Zusammenhalt der Regionen ebenso wie die kulturelle Vielfalt und strebt national wie international nach
Sicherheit und Stabilitat in der digitalen Welt. Im nationalen wie internationalen Kontext setzt sich die
Schweiz fur digitale Chancengleichheit ein.

2. Grundsatze
2.1. Raum geben zur digitalen Entfaltung

FUr den Bundesrat ist entscheidend, dass Wirtschaft und Gesellschaft Raum zur digitalen Entfaltung
haben. Die politischen Instanzen und Behoérden erleichtern die digitale Transformation nach Méglichkeit
und unterstltzen sie, wo nétig.

2.2. Den Strukturwandel aktiv angehen

Der Bundesrat stellt sich der Verantwortung, den rasanten und umfassenden Strukturwandel, den die
Digitalisierung mit sich bringt, aktiv zu begleiten. Mit dieser Strategie stellt der Bundesrat die entspre-
chenden Weichen und tragt seinen Teil zu einer nachhaltigen Entwicklung unserer Wissensgesellschaft
bei. Dabei ist auch den Risiken adaquat zu begegnen, welche sich in den verschiedensten Bereichen
durch den Einsatz von IKT ergeben. Der Bundesrat ist sich bewusst, dass die digitale Transformation
bestehender Strukturen ein Umdenken auf allen Ebenen erforderlich macht und traditionelle Formen
des Zusammenlebens und Wirtschaftens in Frage gestellt werden.

2.3. Transformationsprozesse vernetzt gestalten

Um die mit dem Strukturwandel verbundenen Herausforderungen erfolgreich bewaltigen zu kénnen,
mussen diese bereichslbergreifend, interdisziplindr und vernetzt angegangen werden. Diesbeziiglich
kann die Schweiz starke Trimpfe ausspielen, insbesondere dank ihrer von Multikulturalitat, Dialog- und
Konsensbereitschaft sowie von Pragmatismus gepragten direktdemokratischen Prozesse. Das sind
gute Voraussetzungen flr einen permanenten nationalen Dialog zur Digitalisierung mit allen Akteuren.
Der Bund lanciert diesen Dialog und tbernimmt dabei eine Moderatorenfunktion.



3. Kernziele

Der Bundesrat strebt mit seiner Strategie ,Digitale Schweiz” folgende Kernziele an:

¢ Innovation, Wachstum und Wohlstand in der digitalen Welt: Die Schweiz baut ihre Starken als
innovative Volkswirtschaft aus. Sie nutzt die Chancen der Digitalisierung konsequent und gibt sich
die nétigen Grundlagen hierfir. Informations- und Kommunikationstechnologien bringen einen In-
novationsschub, fihren zu Wertschépfung, wirtschaftlichem Wachstum und tragen zur Wohl-
standssicherung bei.

e Chancengleichheit und Partizipation aller: Alle Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz
haben einen chancengleichen, kostenglnstigen, barriere- und diskriminierungsfreien Zugang zu
einer qualitativ hochstehenden Netzwerkinfrastruktur und innovativen Inhalten, Diensten und An-
wendungen. Sie sind in der Lage, die IKT kompetent, sicherheitsbewusst und eigenverantwortlich
einzusetzen. Die IKT ermoglichen neue Kommunikationsformen und unterstiitzen die politische
Meinungsbildung und Beteiligung aller an einer informierten und demokratischen Gesellschaft.

e Transparenz und Sicherheit: Die Schweiz ist als sicherer internationaler Standort fir Datenspei-
cher und IKT-Hub etabliert und verfiigt Uber eine Datenpolitik, die die Interessen und Werte der
Schweiz auch im digitalen Bereich berticksichtigt und diese im regionalen und internationalen
Kontext verankert. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz kdnnen sich in der virtuellen
Welt genauso sicher bewegen wie in der realen und sind in der Lage, ihre informationelle Selbst-
bestimmung auszulben.

e Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung: Die Schweiz nutzt die Chancen, welche die IKT zur Be-
waltigung der Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte in Bezug auf eine nachhaltige Ent-
wicklung bieten. Digitalisierung und Vernetzung unterstitzen die Erreichung der klima- und ener-
giepolitischen Ziele der Schweiz.



4. Aktionsfelder und Ziele der Strategie ,,Digitale Schweiz*
4.1. Digitale Wirtschaft

4.1.1. Die Schweiz verfiigt Giiber gute Rahmenbedingungen, sodass die Digitalisierung
zur Sicherung und zum Ausbau des Wohlstandes beitragen kann

Die Schweiz als innovative Volkswirtschaft nutzt die Digitalisierung als Motor zur Entwicklung und Er-
neuerung. Der rasche technische Fortschritt bei den IKT, neue Geschaftsmodelle, die zunehmende Be-
deutung von Daten oder Entwicklungen wie das Internet of Things sind potenzielle Katalysatoren fir
wirtschaftliches Wachstum und Innovation. Der Bund schafft glinstige Rahmenbedingungen, um dieses
Potenzial der Digitalisierung zu nutzen. Es gilt, die Starken der Schweiz wie einen flexiblen Arbeitsmarkt,
die Exzellenz in Ausbildung und Forschung sowie die hochwertigen Infrastrukturen weiterzuentwickeln
und in die Zukunft zu tragen. Auch eine breit gefacherte Start-up-Szene, die Innovationen schnell in den
Markt bringt, spielt hier eine tragende Rolle. Die Auswirkungen der Digitalisierung und Automatisierung
auf einzelne Branchen sind zu beobachten, zu analysieren sowie allfalliger Handlungsbedarf fir den
Staat zu evaluieren. Dabei sollten insbesondere wettbewerbspolitische Fragen, Regulierungsfragen so-
wie die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt beachtet werden. Ein Augenmerk ist zudem auf die Situation
der Schweiz als Drittland in Bezug auf Entwicklungen in anderen Wirtschaftsraumen, insbesondere im
virtuellen europaischen Wirtschaftsraum (Digital Single Market) zu legen.

Strategische Grundlagen:

e Bericht "Grundlagen fir die neue Wachstumspolitik" vom Januar 2014
e BFI-Botschaft 2017-2020

4.1.2. Die Sharing Economy hat Raum zur Entfaltung und ihre Herausforderungen
sind erkannt

Das Internet bietet die Chance fir jede und jeden, Dienstleistungen erfolgreich anzubieten. So werden
zum Beispiel Fahrdienste Uber ein digital unterstitztes Netzwerk von Privaten ibernommen oder die
Finanzierung von Innovationen erfolgt Gber Crowdfunding-Plattformen. Etablierte Marktteilnehmer wer-
den durch die verbesserte Koordination von Angebot und Nachfrage Uber Internetplattformen oder von
der technischen Entwicklung teilweise herausgefordert. In der Regel fihrt das Teilen von Ressourcen
zu einer effizienteren Nutzung und einem verstarkten Wettbewerb, was aus volkswirtschaftlicher oder
umweltpolitischer Perspektive sinnvoll sein kann. Es gilt jedoch auch die schwacheren Marktteilnehmer
im Auge zu behalten. Damit die Sharing Economy sich zum Nutzen der Einwohnerinnen und Einwohner
in der Schweiz entfalten kann, gilt es, die Entwicklung zu beobachten, allfallige Herausforderungen zu
antizipieren und mogliche Regulierungsfragen rechtzeitig anzugehen.

4.2. Daten und digitale Inhalte

4.2.1. Die Schweiz verfiigt liber eine kohdrente und zukunftsorientierte Datenpolitik

Die weltweit zunehmende Nutzung der IKT fuhrt dazu, dass die Bestande an personen- wie sachbezo-
genen Daten in exponentieller Weise wachsen. In diese Entwicklung ist eine Vielzahl von unterschied-
lichen Akteuren involviert. Das gesellschaftliche und wirtschaftliche Potenzial dieser Entwicklung, aber
auch die damit verbundenen Herausforderungen, nicht zuletzt im Sicherheitsbereich, sind enorm. Vor
diesem Hintergrund ist eine national und, wo nétig, international abgestimmte regulatorische Koordina-
tion anzustreben, wenn es um den Zugang zu Daten und digitalen Inhalten sowie die Datenbearbeitung
und -sicherheit geht.

Strategische Grundlagen:

e Beschluss des SR vom 3. Dezember 2013 und des NR vom 13. Mérz 2014 bezlglich Einset-
zung der Kommission zur Zukunft der Datenbearbeitung und Datensicherheit



https://www.news.admin.ch/message/index.html?lang=de&msg-id=55972
http://www.sbfi.admin.ch/org/02839/index.html?lang=de
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=34514
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=25820

4.2.2. Die Schweiz verfiigt Giber eine nationale Dateninfrastruktur

Im Sinne einer ,Good Data Governance® wird die Bereitstellung von Daten als Infrastrukturressourcen
zur freien Weiterverwendung verstarkt. Durch den Aufbau einer nationalen Dateninfrastruktur, analog
zur bereits bestehenden Geodateninfrastruktur, soll dem Open-Data-Prinzip iber die gesamte Verwal-
tung hinweg, in der Forschung und teilweise auch in der Privatwirtschaft zum Durchbruch verholfen
werden. In diesem Zusammenhang wird zu kléren sein, wie zuklnftig mit den Daten der staatsnahen
Betriebe umzugehen ist. Der Bund muss als Garant des Service public ein treibender und verlasslicher
Partner im Netzwerk der Datenanbieter sein und sich fiir ein gesellschaftlich faires informationelles Oko-
system einsetzen. Eine solche nationale Dateninfrastruktur stellt einerseits als potenzielle Treiberin fir
neue wirtschaftliche Aktivitaten und neue Geschaftsmodelle eine Chance fir die schweizerische Volks-
wirtschaft dar. Andererseits hilft sie mit, neue Erkenntnisse fir die Forschung und Gesellschaft zu ge-
winnen.

Strategische Grundlagen:
o OGD-Strategie Schweiz 2014 - 2018

4.2.3. Der Zugang zu digitalen Inhalten ist verbessert

Digitale Inhalte gehdren zu den wichtigsten Wachstumstreibern fiir die digitale Wirtschaft. Insbesondere
die Ausgaben fir digitale Unterhaltung und Medien werden in den kommenden Jahren steigen. Die
Konsumentinnen und Konsumenten erheben den Anspruch, auf die von ihnen gekauften Inhalte tberall
und mobil zugreifen zu kénnen. Diesem Anspruch stehen Barrieren bei der grenziiberschreitenden Por-
tabilitdt von urheberrechtlich geschitzten Inhalten in Europa und der Welt gegenuber. Es miussen die
rechtlichen Voraussetzungen dafiir geschaffen werden, dass Konsumentinnen und Konsumenten in der
Schweiz digitale Inhalte ohne Barrieren nutzen kénnen. Dabei sind Eigentums- und Urheberrechte zu
respektieren.

4.2.4. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz konnen die Kontrolle liber ihre
eigenen Daten ausiiben

Damit das Grundrecht jeder Person auf informationelle Selbstbestimmung umgesetzt werden kann und
um Missbrauchen und Ungleichgewichten entgegenzuwirken, missen die Datenschutzregeln neu ge-
staltet werden. Zudem gilt es, in enger Kooperation mit allen Bearbeiterinnen und Bearbeitern von Daten
Mechanismen zu schaffen und Dienste bereitzustellen, die es den Einzelnen erlauben, sie betreffende
Personen- und Sachdaten — unter grosstmdéglicher Kontrolle — fir die Weiterverwendung durch Dritte
freizugeben oder deren Weiterverwendung zu unterbinden. Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusam-
menhang die internationale Zusammenarbeit und ein global abgestutztes Regelwerk.

Strategische Grundlagen:

e Bericht der Begleitgruppe zur Revision des Datenschutzgesetzes vom Oktober 2014

4.3. Infrastrukturen und Umwelt

4.3.1. Bis 2020 ist in allen Gemeinden der Schweiz Hochbreitband verfiigbar

Eine hochbreitbandige, zuverlassige, international konkurrenzfahige und preiswerte Netzwerkinfrastruk-
tur ist die Voraussetzung fur die Entwicklung von neuen Lebens- und Arbeitsformen, Dienstleistungen
und Produkten in der Informationsgesellschaft. Gleichzeitig fihrt die technologische Entwicklung zu im-
mer leistungsfahigeren Endgeraten, zu neuen, innovativen Diensten und Anwendungen und damit zu
immer héheren Anforderungen an die Bandbreiten von Seiten der Nutzerinnen und Nutzer. Hinzu kom-
men die Erwartungen an eine nach Mdglichkeit standige Verfligbarkeit von breitbandigen mobilen
Diensten. Deshalb bedarf es Frequenzressourcen flr die Weiterentwicklung des Mobilfunks sowie ro-
buster breitbandiger Anschlussleitungen. Die Schweiz soll bei der Verflugbarkeit und der Nutzung von


https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/3493.pdf
https://www.bj.admin.ch/content/dam/data/bj/staat/gesetzgebung/datenschutzstaerkung/ber-normkonzept-d.pdf

mobilen und festnetzgebundenen Breitbandanschlissen im internationalen Vergleich in der Spitzen-
gruppe liegen (unter den ersten fiinf der OECD). Der Netzausbau erfolgt dabei primar marktgetrieben.
Seine Dynamik wird durch die Bereitstellung von Ressourcen wie Frequenzen und die Weiterentwick-
lung von vorhandenen, anzupassenden Regulierungsinstrumenten aufrechterhalten.

Strategische Grundlagen:

e Fernmeldebericht 2014
e Ergebnisse der Weltradiokonferenz 2015

4.3.2. Innovative Logistikdienste stehen fiur den E-Commerce zur Verfiigung

Fir einen reibungslosen Ablauf im inlandischen und grenziberschreitenden Online-Handel sind sowohl
die Konsumentinnen und Konsumenten in der Schweiz als auch die Handler auf die Zustelldienstleister
angewiesen. Es liegt im unternehmerischen Interesse der Zustelldienstleister und der Handler, die Zu-
stellung von online bestellten Waren zu den Konsumentinnen und Konsumenten effizient und transpa-
rent zu gestalten, um damit die Attraktivitat des E-Commerce zu erhéhen. Seitens der Zustelldienstleis-
ter sind innovative und kostenglinstige Lésungen zu entwickeln. Aus Sicht der Konsumentinnen und
Konsumenten stehen die Transparenz Uber die Zustelloptionen und deren Preise sowie die Nachver-
folgbarkeit von Sendungen im Vordergrund. Fir eine Starkung des Online-Handels sind diese Aspekte
der Zustellung zu verbessern. Die Vereinfachung der Rahmenbedingungen in Bezug auf existierende
Handelsbeschrankungen kann den grenziberschreitenden Online-Handel insbesondere mit den Lan-
dern der EU grundsatzlich positiv beeinflussen.

4.3.3. Die Mobilitit in der Schweiz ist intelligent, vernetzt und menschengerecht

Die IKT bieten die Chance, die bestehenden Infrastrukturkapazitaten und Transportmittel in der Schweiz
besser auszunutzen, das Zusammenspiel zwischen den verschiedenen Verkehrstragern zu verbessern
und die Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer bei Bedarf mit Infrastruktur und Transportmitteln zu
vernetzen und mit Informationen zu versorgen. Ein intermodal vernetztes und optimal ausgelastetes
Verkehrssystem, erganzt mit bedUrfnisgerechten Informationsdiensten, deckt die Mobilitdtsbedurfnisse
der Menschen und garantiert eine angemessene Erschliessung des Landes, schont die Umwelt, redu-
ziert den Energieverbrauch sowie den CO2-Ausstoss. Durch den Aufbau neuer, innovativer Dienstleis-
tungen im Verkehrsbereich steigt auch die Lebensqualitat der Reisenden.

Strategische Grundlage:
o Leitbild its-ch Landverkehr 2015/30

4.3.4. Die Energieversorgung der Zukunft nutzt innovative Technologien

Die Schweiz sieht die Chancen der Digitalisierung zur Verbesserung der Energie- und Ressourceneffi-
zienz und nutzt ihre Mdglichkeiten aktiv. Sie férdert innovative Lésungen, indem sie in zahlreichen Be-
reichen IKT als zentrales Element in allen intelligenten Energieprozessen nutzt (Netze, Mobilitat, Indust-
rie, Bauwesen usw.). Durch den Einsatz von IKT kann der Energie- und Ressourcenverbrauch insge-
samt besser Uberwacht und optimiert werden. Endverbraucherinnen und Endverbraucher kénnen eine
aktivere Rolle im Energiesystem Ubernehmen. Die erzielten Effizienzgewinne kdnnen Kosteneinsparun-
gen uber die gesamte Wertschdpfungskette hinweg bewirken. Intelligente Netze (Smart Grids) und
Smart Energy sind die Zukunft der Energieversorgung. Sie helfen mit, zukinftige Herausforderungen
effizient zu bewaltigen und Synergien zwischen den verschiedenen Energiesystemen zu nutzen. Die
Digitalisierung tragt insbesondere dazu bei, die zunehmende Integration von erneuerbaren Energien in
die Stromnetze zu bewerkstelligen und ermdglicht die Schaffung neuer Markte und Dienstleistungen im
Energiebereich.

Strategische Grundlagen:

e Strategie Nachhaltige Entwicklung
e Smart Grid Roadmap



http://www.bakom.admin.ch/dokumentation/gesetzgebung/00512/03498/index.html?lang=de
http://www.itu.int/en/ITU-R/conferences/wrc/2015/Pages/default.aspx
http://www.itu.int/en/ITU-R/conferences/wrc/2015/Pages/default.aspx
http://www.its-ch.ch/publikationen/publikationen/
http://www.its-ch.ch/publikationen/publikationen/
http://www.are.admin.ch/themen/nachhaltig/00262/00528/index.html?lang=de
http://www.bfe.admin.ch/smartgrids/index.html?lang=de&dossier_id=06308

4.3.5. Das Life-Cycle-Management der IKT ist optimiert

Die wachsende Bedeutung von IKT in unserer Gesellschaft hat direkte Auswirkungen auf die Umwelt.
Deshalb muss die Umweltbelastung von IKT wahrend ihres gesamten Lebenszyklus — von der Gewin-
nung von Rohstoffen und seltenen Metallen bis zum Ende ihrer Lebensdauer — sorgfaltig evaluiert wer-
den.

Gefordert werden der Einsatz von umweltschonenden Ressourcen (Metalle, Kunststoff usw.) bei der
Herstellung und dem Betrieb sowie eine effiziente Nutzung, damit eine geringe Umweltbelastung ga-
rantiert ist. Am Ende des Lebenszyklus der IKT kdnnen die Abfalle durch ein optimales Recycling wie-
derverwertet werden.

44. E-Government und E-Health

4.41. Ein System fur ein sicheres und benutzerfreundliches ldentitatsmanagement
steht schweizweit zur Verfligung

Informatiksysteme der 6ffentlichen Verwaltung und im Gesundheitsbereich miissen vor Missbrauch ge-
schutzt werden. Schutz bedeutet, nur berechtigten Benutzerinnen und Benutzern den Zugriff auf ein IT-
System zu erlauben und gleichzeitig Zugriffsversuche von Nichtberechtigten zu verhindern. Die Benut-
zer- und Sicherheitsverwaltung ist aufwendig: Die Nutzerinnen und Nutzer missen sich bei jeder Orga-
nisationen, mit der sie elektronisch verkehren, separat registrieren, und die Zugriffsrechte miissen fest-
gelegt werden. Die Zugangsdaten sind jeweils nur fir diese eine Organisation anwendbar. Es gilt, auf
der Basis von internationalen Standards eine sichere, barrierefreie und benutzerfreundliche digitale L6-
sung fir den schweizweiten Nachweis von Identitaten zu erarbeiten. Diese definiert die technischen und
organisatorischen Massnahmen, die nétig sind, damit Benutzerinnen und Benutzer in der Lage sind,
sich einmal bei einer Organisation erfolgreich zu identifizieren und einzuloggen und dann auch die Leis-
tungen weiterer Organisationen nutzen zu kdnnen, ohne dass diese Sicherheitseinbussen erleiden.

Strategische Grundlagen:

e E-Government-Strategie Schweiz ab 2016

4.4.2. Bevolkerung und Wirtschaft konnen ihre Behordengeschafte schweizweit
digital abwickeln

Die Verwaltung muss den technologischen und gesellschaftlichen Entwicklungen in ihrer Tatigkeit und
insbesondere in der Interaktion mit Bevolkerung und Wirtschaft Rechnung tragen. Transparente, wirt-
schaftliche und medienbruchfreie elektronische Behordenleistungen schaffen einen Mehrwert fir Be-
vllkerung und Wirtschaft in der Schweiz. Sie tragen zur Attraktivitdt des Wirtschaftsstandorts und des
Lebensraums bei. Die IKT unterstitzen die Optimierung von Prozessen und tragen zu einer Moderni-
sierung der Verwaltung auf allen foderalen Ebenen bei, wobei auch den Bedirfnissen der Ausland-
schweizerinnen und Auslandschweizer Rechnung getragen wird. Dabei werden eine Mehrfachnutzung
von Lésungen sowie die Anwendung der sicheren digitalen Identitat angestrebt.

Strategische Grundlagen:

e E-Government-Strategie Schweiz ab 2016

4.4.3. Die digitalen Technologien unterstiutzen die gesundheitspolitischen Reformen
und Qualitat und Effizienz im Gesundheitssystem sind verbessert

Die IKT kénnen massgeblich dazu beitragen, die Qualitat der Behandlungsprozesse, die Patientensi-
cherheit und die Effizienz der Leistungserbringer zu erhdhen. Durch die zielstrebige Einflihrung des
elektronischen Patientendossiers wird in Zukunft jede Person in der Schweiz die Mdglichkeit erhalten,
ihnre Gesundheitsdaten jederzeit und Uberall medizinischen Fachpersonen zuganglich zu machen. Die
elektronischen Gesundheitsdienste sind weiterzuentwickeln und effizienter zu gestalten. Dies zum einen
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http://www.egovernment.ch/umsetzung/00881/01066/index.html?lang=de
http://www.egovernment.ch/umsetzung/00881/01066/index.html?lang=de

durch einen vereinfachten, sicheren Zugang zu behandlungsrelevanten Daten und Dokumenten, zum
anderen durch die Schaffung von Synergien zwischen den verschiedenen beteiligten Akteuren. Dem
Schutz der personlichen Daten ist dabei grosse Bedeutung beizumessen. Durch E-Health sollen auch
die gesundheitspolitischen Reformen der Agenda ,Gesundheit2020“ und alle Massnahmen im Bereich
der Qualitat und der Kosten vorangetrieben werden. Die Zusammenarbeit in den europaischen Gesund-
heitsgremien ist auszubauen.

Strategische Grundlagen:

e Strategie eHealth Schweiz von 2007
e Strateqgie ,Gesundheit 2020

4.5. Neue Formen der politischen Partizipation

4.5.1. Die IKT unterstitzen die demokratische Meinungs- und Willensbildung

Die schweizerische Medienlandschaft befindet sich durch die Digitalisierung in einem tiefgreifenden
Transformationsprozess. Im Radio- und Fernsehbereich hat sich das digitale Angebot vervielfacht und
Printmedien kdmpfen mit sinkenden Einnahmen aus Werbung und Abonnementen. Die Aufmerksamkeit
insbesondere des jungen Publikums verlagert sich zunehmend ins Internet. Diese Entwicklungen stellen
die Medien in 6konomischer wie publizistischer Hinsicht vor grosse Herausforderungen. Die Einwohne-
rinnen und Einwohner der Schweiz wie auch die Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer sollen
auch in Zukunft die Mdglichkeit haben, informiert an einer demokratischen Gesellschaft teilzuhaben,
sich unabhéngig eine politische Meinung zu bilden und sich in einer immer komplexer werdenden Welt
zu orientieren. Der Bund schafft dazu die notwendigen zukunftsgerichteten Rahmenbedingungen fir
eine zeitgemasse Form von Offentlichkeit mit Service-public-Angeboten.

Strategische Grundlagen:

e Bericht "Sicherung der staats- und demokratiepolitischen Funktionen der Medien" vom De-
zember 2014
e Bericht zum Service public im Medienbereich (2016)

4.5.2. Die Ausiibung der politischen Rechte auf elektronischem Wege ist moglich

Technologische Entwicklungen machen neue Formen der Teilnahme an politischen Prozessen mdglich.
Dadurch entsteht mittel- bis langfristig ein Verdnderungsdruck, denn die politischen Partizipationsmog-
lichkeiten missen den veranderten Bedirfnissen Rechnung tragen und mit den sich andernden Le-
bensgewohnheiten der Burgerinnen und Burger Schritt halten. Dies gilt in besonderem Masse auch fur
die Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer. Gemass Studien gehort das elektronische Wahlen
und Abstimmen zu den von der Bevdlkerung am meisten nachgefragten elektronischen Behdérdenleis-
tungen. Bis Ende 2015 fiihrten 14 Kantone Versuche mit der elektronischen Stimmabgabe durch. Ziel
von Bund und Kantonen ist es, den elektronischen Stimmkanal als dritten komplementaren Stimmkanal
flachendeckend einzuflhren. Dabei sollen auch die Voraussetzungen geschaffen werden, dass Men-
schen mit Behinderungen und altersbedingten Einschrankungen Uber barrierefreie Systeme ihre politi-
schen Rechte autonom und chancengleich in Anspruch nehmen kénnen. Die Digitalisierung der politi-
schen Rechte soll weiterhin gemass dem Ansatz ,Sicherheit vor Tempo® vorangetrieben werden. Die
Transparenz und die Vertrauenswirdigkeit der eingesetzten Systeme soll dabei laufend geférdert wer-
den.

Strategische Grundlagen:

e Bericht des Bundesrates zu Vote électronique vom 14. Juni 2013
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4.6. Weiterentwicklung der Wissensgesellschaft

4.6.1. Die Schweiz ist fit fur die Digitalisierung

Damit die Schweiz die Chancen der Digitalisierung nutzen kann, braucht es entsprechende Kompeten-
zen. Der Vermittlung von IKT-Kompetenzen lber das Bildungssystem kommt daher eine zentrale Be-
deutung zu. Eine Herausforderung besteht darin, die Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz dazu
zu befahigen, mittels IKT in kompetenter Weise an politischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen
Prozessen teilzunehmen sowie risikobewusst und eigenverantwortlich mit den Gefahren im Online-Be-
reich umgehen zu kénnen.

Die fortschreitende Digitalisierung transformiert den Kontext, in dem Lehren und Lernen stattfindet.
Durch die orts- und zeitungebundene Verflgbarkeit von Wissen werden Lernprozesse neu ausgerichtet
und die Rollen der Lehrenden und Lernenden verandert. Diesen Veranderungen gilt es sowohl auf der
Ebene der Individuen, des Unterrichts, der Schule und anderer Lernorte als auch auf der Ebene der
Bildungs- und Forschungspolitik Rechnung zu tragen. Die steuernden und organisatorischen Rahmen-
bedingungen missen fir jede dieser Ebenen darauf ausgerichtet sein, Potenziale auszuschépfen und
einen hohen Sicherheitsschutz zu gewahrleisten. Da Fragen nach den Folgen, Chancen und Risiken
der Digitalisierung den padagogischen Alltag von der Schule tber die Berufsbildung und Hochschule
bis hin zur Weiterbildung berihren, gilt es ferner einen gesamtsystemisch koordinierten Ansatz zu ver-
folgen.

Im Rahmen der bildungspolitischen Zusammenarbeit stimmen Bund und Kantone deshalb ihre Strate-
gien zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualitat im Bereich der Integration von IKT im Bildungs-
wesen eng aufeinander ab. Sie gewichten die mit der Digitalisierung einhergehenden Herausforderun-
gen fir das Bildungssystem in besonderem Masse, ermitteln den damit verbundenen Handlungsbedarf
und tragen gemeinsam im Rahmen ihrer Zustandigkeit zur Qualitatssicherung und Durchlassigkeit des
Bildungsraumes Schweiz bei.

Strategische Grundlagen:

e BFI-Botschaft 2017-2020
e Ab 01.01.2017: Bildungszusammenarbeitsgesetz (BiZG)

4.6.2. Neue Aus- und Weiterbildungsangebote stehen zur Verfiigung und Forschung
und Innovation sind gestarkt

Bildung und Forschung nehmen eine entscheidende Rolle ein, wenn es darum geht, Wissen zu erzeu-
gen, zu verbreiten und zu nutzen. Auf ihnen basieren Innovationen, die ihrerseits die wirtschaftliche,
gesellschaftliche und kulturelle Entwicklung nachhaltig pragen. Um den Bedirfnissen unserer digitalen
Gesellschaft und Wirtschaft gerecht zu werden und um den Spitzenplatz der Schweiz als Innovations-
und Forschungsstandort zu halten, sollen, unter Beachtung der Kompetenzverteilung sowie der Hoch-
schulautonomie, neue Aus- und Weiterbildungsangebote, Lehrstiihle an Hochschulen und Forschungs-
zentren gezielt geférdert werden. Ziel ist es, spezifische Kompetenzen in den Bereichen ,Data Analy-
tics“, ,Data Driven Innovation®, kiinstliche Intelligenz, Robotik und Internet of Things aufzubauen. Auch
der Erforschung der Folgen und gesellschaftlichen Auswirkungen dieser Technologien istim Sinne einer
Technologiefolgenabschatzung Beachtung zu schenken. Das grosse Potenzial fir Innovationen in Start-
ups und KMU der Schweiz soll nachhaltig geférdert werden. Die laufenden Bemiihungen zur Reduktion
des IKT-Fachkraftemangels sind weiterzufiihren.

Interaktive und ,intelligente“ Technologien werden in der digitalen Gesellschaft immer wichtiger. In un-
serem personlichen Lebensumfeld begegnen sie uns beispielsweise als ,intelligente* Wohnungen, die
unseren Alltag sicherer und komfortabler machen, als E-Health- und Telemedizin-Lésungen fir ein ge-
suinderes Leben und Altern und in der Form weiterer innovativer Lésungen, die uns in immer mehr
Lebensbereichen unterstitzen. Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung werden solche
Technologien auch fir die altere Generation immer wichtiger. Es ist daher zentral, dass deren Entwick-
lung neben den Bediirfnissen der alteren Generation auch diejenigen der Menschen mit Behinderungen
bericksichtigt und alle Menschen befahigt werden, IKT-Dienste barrierefrei zu nutzen. Im Rahmen der
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Foérderung von anwendungsorientierter Forschung und Entwicklung unterstitzt der Bund die Entwick-
lung von Assistenztechnologien und Lésungen, die an die individuellen Bediirfnisse alterer und behin-
derter Menschen angepasst sind.

Strategische Grundlagen:

e BFI-Botschaft 2017-2020

4.6.3. Digitales Kulturschaffen ist etabliert und der Zugang aller zum Kulturerbe iiber
das Internet ist moglich

Die Beteiligung der Bevdlkerung am kulturellen Leben findet heute zunehmend auch Uber die IKT statt.
Der Zugang der Bevoélkerung zum Kulturschaffen und Kulturerbe sowie die Verbreitung und Vermittlung
von Kultur Uber digitale Kanale sollen daher erleichtert werden. In diesem Sinne soll die Digitalisierung
des Kulturerbes in Archiven, Bibliotheken und Museen weiter geférdert werden, um dessen Zuganglich-
keit zu verbessern. Der Bund setzt sich zudem verstarkt fir die Entwicklung und Produktion von digita-
lem Kulturschaffen und fur dessen Vermittlung ein.

Strategische Grundlagen:

e Botschaft zur Férderung der Kultur in den Jahren 2016—2020
e Strategie 2012—2019 der Schweizerischen Nationalbibliothek
e Strategische Ziele des Bundesrates fir die Stiftung Pro Helvetia 2016—2020

4.7. Sicherheit und Vertrauen

4.7.1. Strukturen und Prozesse des Bundes sind langfristig etabliert, um den Schutz
der Schweiz vor Cyber-Risiken zu gewahrleisten

Der Staat muss im digitalen Zeitalter seinen Aufgaben zum Schutz von Gesellschaft und Wirtschaft
wirkungsvoll gerecht werden kdnnen. Fur das Gesamtsystem Schweiz gesehen, missen die Strukturen
und Prozesse in den jeweiligen Verantwortungsbereichen von Staat und Wirtschaft, insbesondere bei
den kritischen Infrastrukturen, etabliert sein, um den Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken zu gewahr-
leisten. Da Cyber-Risiken internationaler Natur sind, muss die Schweiz auch in die relevanten internati-
onalen bzw. europaischen Strukturen und Prozesse zur Zusammenarbeit im Bereich der Netzwerk- und
Informationssicherheit eingebunden sein. Dazu gehdrt die Evaluation innovativer Projekte im Bereich
sicheres Internet mit autonomen Adressen und Verschlisselungstechniken.

Strategische Grundlagen:

e Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken (NCS)
e Nationale Strategie der Schweiz zum Schutz kritischer Infrastrukturen (SKI-Strategie)

4.7.2. Der Schutz vor Sicherheitsrisiken im Online-Bereich, insbesondere fiir Kinder
und Jugendliche, ist ausgebaut

Die technologischen Entwicklungen und der starke Trend zur mobilen Internetnutzung fiihren zu standig
neuen Sicherheitsrisiken im Online-Bereich. Der Bund setzt sich daher in Zusammenarbeit mit den Kan-
tonen, der Wirtschaft und der Wissenschaft fir einen verbesserten Schutz der Bulrgerinnen und Birger,
insbesondere von Kindern und Jugendlichen, im Online-Bereich ein. Im Bereich des regulierenden Ju-
gendmedienschutzes prift er zudem, welche Licken auf gesetzlicher Ebene bestehen und erarbeitet
Lésungen, um diese zu schliessen.

Strategische Grundlagen:

e Evaluationsbericht Jugend und Medien vom 18. Mai 2015
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4.8. Die Schweiz im internationalen Umfeld positionieren

4.8.1. Die Schweiz setzt sich aktiv fiir eine Cybersecurity auf globaler Ebene ein

Im globalen Wettstreit um Macht und Einfluss bildet der Cyberraum eine zuséatzliche Dimension, die
aufgrund ihrer spezifischen Eigenschaften (Anonymitat, weltumspannendes Netzwerk, tiefe Eintrittskos-
ten) zunehmend fir die Durchsetzung machtpolitischer Agenden missbraucht wird. Wie aktuelle Kon-
flikte und Spannungen aufzeigen, wird der Cyberraum zunehmend fiir destabilisierende Zwecke ge-
nutzt. Dieser Entwicklung tritt die Schweiz entgegen, indem sie sich flir einen offenen, freien und siche-
ren Cyberraum einsetzt, welcher auf klaren Regeln und gegenseitigem Vertrauen basiert. Das Funda-
ment des Regelwerkes im Cyberraum soll das bestehende Vélkerrecht bilden. Der Grundsatz ist dabei,
dass die Rechte, die Staaten und Menschen offline haben, auch online geschitzt werden sollen. Dane-
ben setzt sich die Schweiz fir gemeinsame Verhaltensnormen und die Vertrauensbildung ein, insbe-
sondere im Rahmen der OSZE, und beteiligt sich am Aufbau von Kompetenzen anderer Staaten und
Akteure zur Steigerung des generellen Sicherheitsniveaus im Lichte der ausgepragten globalen Inter-
dependenzen.

Strategische Grundlagen:

e Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS)

4.8.2. Die Schweiz pragt die Diskussion iiber die Zukunft des Internets und dessen
Gouvernanz mit

Die Internet Gouvernanz, d. h. die Festlegung der ,Spielregeln” fiir die Nutzung und Weiterentwicklung
des Internets, ist seit dem UNO-Weltgipfel Uber die Informationsgesellschaft (WSIS) von 2003-2005
Gegenstand intensiver politischer Debatten in zahlreichen internationalen Organisationen, insbeson-
dere aber im Rahmen des Internet Governance Forums (IGF) und der Internet Corporation for Assigned
Names and Numbers ICANN. Zu den Schwerpunktthemen gehdren dabei u. a. Stabilitat und Verflg-
barkeit des Internets, Verringerung des ,digitalen Grabens* zwischen Industrie-, Transformations- und
Entwicklungslandern inklusive der Gleichstellung von Frauen und der Befahigung von Menschen mit
Behinderungen zur Teilnahme an der Informationsgesellschaft. Die Internet Gouvernanz soll von den
Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte und der demokratischen Partizipation geleitet
werden und allen Stakeholdern, Staaten und Regionen der Welt eine Mitsprache ermdglichen. Gleich-
zeitig darf sie eine innovative Weiterentwicklung des Internet nicht behindern. Die Schweiz ist seit Be-
ginn des WSIS-Prozesses eine treibende Kraft in diesen Bereichen und setzt sich fir die Ubernahme
der demokratischen Werte der Schweiz und den Einbezug aller Anspruchsgruppen in die Internet Gou-
vernanz ein.

Strategische Grundlagen:

e WSIS-Outcome Documents 2003 und 2005
e WSIS+10 Outcome Documents

4.8.3. Internet-Ressourcen werden im Interesse der Schweiz genutzt

Die Schweiz nutzt die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Chancen, die sich durch das Internet-Do-
main-Namen-System bieten. Der Bund stellt sicher, dass der Zugang der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Akteure in der Schweiz zu knappen Internet-Ressourcen wie Adressierungselementen
stets in ausreichendem Masse gesichert ist und diese zum Nutzen der Schweiz und ihrer vorteilhaften
Positionierung im virtuellen Raum eingesetzt werden kénnen. Dies betrifft sowohl die landerspezifische
Domain der ersten Ebene (country code Top Level Domain ccTLD) .ch wie auch die der Eidgenossen-
schaft zugeteilte generische Domain der ersten Ebene (generic Top Level Domain gTLD) .swiss.

Strategische Grundlagen:

e Strategie des Bundes flir den Umgang mit Internet-Domain-Namen
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4.8.4. Eine nachhaltige globale Entwicklung durch IKT ist gewahrleistet

Die Bedeutung der IKT als kritische Ressource fiir eine nachhaltige Entwicklung in allen Lebensberei-
chen (wirtschaftlich, sozial, kulturell, politisch) hat in den letzten Jahren weltweit stark zugenommen,
insbesondere auch in Entwicklungslandern. In den Landern, in denen der Zugang zu Infrastrukturen,
Diensten und Inhalten benachteiligt ist, werden bestehende Ungleichheiten akzentuiert und neue ge-
schaffen. Die IKT kénnen zur Uberwindung dieser Ungleichheiten beitragen. Die Schweiz setzt sich
daher fir einen chancengleichen Zugang der gesamten Weltbevolkerung zum Internet, fir die Armuts-
bekampfung mittels IKT und fir eine Verknlpfung der WSIS-Resultate mit den nachhaltigen Entwick-
lungszielen der UNO ein. Dies gilt auch fir die Entwicklung der notwendigen Kompetenzen aller Akteure
im Umgang mit den IKT (capacity building), um das Potenzial fur eine effiziente Erreichung von Ent-
wicklungszielen voll auszuschdpfen.

Strategische Grundlagen:

WSIS-Outcome Documents 2003 und 2005

WSIS+10 Outcome Documents

Global Forum on Cyber Expertise

Sustainable Development Goals der UNO

Initiative des World Economic Forum: Future of the Internet

4.8.5. Die Schweiz nutzt ihre Chancen im Hinblick auf den virtuellen internationalen
Wirtschaftsraum

2015 hat die EU ihre Strategie fir einen digitalen Binnenmarkt (Digital Single Market) verabschiedet.
Sie umfasst drei Politikbereiche: Besserer Zugang zu digitalen Waren und Dienstleistungen, optimale
Rahmenbedingungen fir digitale Netze und Dienstleistungen und digitale Wirtschaft als Wachstums-
motor. Damit erganzt sie die bereits laufenden Massnahmen fur die Schaffung des Telekommunikation-
Binnenmarkts und des virtuellen europaischen Wirtschaftsraums. Hier gilt es, den Dialog mit der EU zu
fuhren, die Aktivitaten auf Schweizer Seite zu koordinieren und so die Chancen, die der digitale Binnen-
markt mit sich bringt, auch fir die Schweiz nutzbar zu machen und das Risiko einer Ausgrenzung ab-
zuwenden.

Strategische Grundlagen:

e Strategie fiur einen digitalen Binnenmarkt der EU
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5. Umsetzung der Strategie

Die Strategie wird durch die zustandigen Departemente und Bundesstellen in Zusammenarbeit mit allen
relevanten Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft umgesetzt. Alle Massnahmen der
Departemente und Bundestellen zur Umsetzung der Strategie ,Digitale Schweiz” sind in einem Aktions-
plan zusammengefasst. Dieser Aktionsplan wird jahrlich aktualisiert.

Das UVEK, zustandig fur die Organisation des Dialogs ,Digitale Schweiz*, ibernimmt die Federfiihrung
fur die bundesinterne Koordination der Umsetzungsmassnahmen und die Weiterentwicklung der Stra-
tegie. Diese Arbeiten werden im Rahmen einer Koordinationsgruppe Bund durchgefihrt.

Die Geschéftsstelle Informationsgesellschaft (GIG), angesiedelt im BAKOM, unterstuitzt die Koordinati-
onsgruppe organisatorisch und inhaltlich.

Im Rahmen des Dialogs werden die Strategie und der Aktionsplan weiterentwickelt und nach zwei Jah-
ren dem Bundesrat zur Verabschiedung unterbreitet.

6. Weiterentwicklung der Strategie im Rahmen des Dialogs ,,Digi-
tale Schweiz"

Fir eine Weiterentwicklung der Strategie ,Digitale Schweiz“ braucht es die Blindelung der kreativen und
innovativen Krafte in der Schweiz. Es bedarf einer Vernetzung aller Anspruchsgruppen und einer Zu-
sammenarbeit der Verwaltung auf allen féderalen Ebenen mit der Wirtschaft, der Zivilgesellschaft und
der Wissenschaft.

Der Bundesrat lanciert daher zusammen mit dieser Strategie einen Dialog ,Digitale Schweiz".

6.1. Ziele des Dialogs ,,Digitale Schweiz*

6.1.1. Bewusstsein schaffen fiir die Notwendigkeit eines gemeinsamen Engagements
fur die digitale Schweiz

Durch die Organisation des Dialogs soll bei allen Stakeholdern das Bewusstsein fiir die Notwendigkeit
geschaffen werden, sich gemeinsam fir eine gezielte Weiterentwicklung der Informations- und Wis-
sensgesellschaft Schweiz nach den Werten und Bedurfnissen der schweizerischen Bevolkerung, Wirt-
schaft und Wissenschaft einzusetzen.

6.1.2. Zusammenarbeit aller Akteure und Nutzung von Synergien

Der Prozess des Dialogs dauert zwei Jahre. Dies erlaubt eine kontinuierliche Umsetzung der Strategie
,Digitale Schweiz®, eine Vernetzung der Akteure und einen verbesserten Informationsaustausch tber
laufende Projekte sowie das gemeinsame Eruieren von relevanten Querschnittsthemen und Schnittstel-
len. Zudem soll die Zusammenarbeit zwischen den bundesinternen und -externen Akteuren im Bereich
der Strategieumsetzung geférdert werden, insbesondere um das Synergiepotenzial besser auszu-
schopfen.

6.1.3. Gemeinsame Analyse der Strategieumsetzung

Die Umsetzung der Strategie soll regelmassig bezuglich ihres effektiven Mehrwerts firr die Bevdlkerung
und Wirtschaft aus Sicht der Nutzerinnen und Nutzer analysiert werden. Eine transparente Feedback-
Kultur zu den Erfolgen und Misserfolgen ermdglicht einen Lerneffekt fir die Weiterentwicklung der Stra-
tegieziele. An der alle zwei Jahre stattfindenden nationalen Konferenz werden zur Inspiration und Nach-
ahmung auf anderen Gebieten zudem ausgewahlte Leuchtturmprojekte vorgestellt (Multiplikatorenef-
fekt).
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6.1.4. Eruieren von neuem Handlungsbedarf

Wahrend des zweijahrigen Prozesses werden die fiir die Schweiz bedeutendsten Trends sowie der
Handlungsbedarf fir den Bund eruiert. Daflir werden nach Mdglichkeit bereits bestehende Plattformen
und Gefasse genutzt. Den Anliegen von Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft wird im Rahmen
dieser Aktivititen Rechnung getragen. Die Ergebnisse dieser Evaluationsarbeiten werden an der natio-
nalen Konferenz vorgestellt.

6.2. Prozess des Dialogs

Der Dialog ,Digitale Schweiz" wird unter der Federflihrung des UVEK organisiert. Alle zustandigen und
interessierten Akteure werden in den Dialogprozess integriert (Multistakeholder-Ansatz). Hohepunkt des
Prozesses ist eine nationale Konferenz zu ausgewahlten Themen der Informationsgesellschaft. An die-
ser Konferenz werden die Resultate der schon erfolgten Umsetzungs- und Evaluationsarbeiten zur Stra-
tegie vorgestellt, neue Trends in der Informationsgesellschaft prasentiert und in Diskussionsrunden die
Anliegen der schweizerischen Stakeholder aufgenommen. Anschliessend Uberprift der Bund in Zusam-
menarbeit mit den interessierten bundesexternen Akteuren, welche neuen Massnahmen fir die Weiter-
entwicklung der bundesratlichen Strategie ,Digitale Schweiz* ergriffen werden mussen.

6.3. Finanzierung des Prozesses

Die involvierten Departemente und Bundesstellen finanzieren ihre Teilnahme am Dialog ,Digitale
Schweiz" im Rahmen ihrer ordentlichen Budgets.

15



	Inhaltsverzeichnis
	1. Zweck
	2. Grundsätze
	2.1. Raum geben zur digitalen Entfaltung
	2.2. Den Strukturwandel aktiv angehen
	2.3. Transformationsprozesse vernetzt gestalten

	3. Kernziele
	4. Aktionsfelder und Ziele der Strategie „Digitale Schweiz“
	4.1. Digitale Wirtschaft
	4.1.1. Die Schweiz verfügt über gute Rahmenbedingungen, sodass die Digitalisierung zur Sicherung und zum Ausbau des Wohlstandes beitragen kann
	Strategische Grundlagen:

	4.1.2. Die Sharing Economy hat Raum zur Entfaltung und ihre Herausforderungen sind erkannt

	4.2. Daten und digitale Inhalte
	4.2.1. Die Schweiz verfügt über eine kohärente und zukunftsorientierte Datenpolitik
	Strategische Grundlagen:

	4.2.2. Die Schweiz verfügt über eine nationale Dateninfrastruktur
	Strategische Grundlagen:

	4.2.3. Der Zugang zu digitalen Inhalten ist verbessert
	4.2.4. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz können die Kontrolle über ihre eigenen Daten ausüben
	Strategische Grundlagen:


	4.3. Infrastrukturen und Umwelt
	4.3.1. Bis 2020 ist in allen Gemeinden der Schweiz Hochbreitband verfügbar
	Strategische Grundlagen:

	4.3.2. Innovative Logistikdienste stehen für den E-Commerce zur Verfügung
	4.3.3. Die Mobilität in der Schweiz ist intelligent, vernetzt und menschengerecht
	Strategische Grundlage:

	4.3.4. Die Energieversorgung der Zukunft nutzt innovative Technologien
	Strategische Grundlagen:

	4.3.5. Das Life-Cycle-Management der IKT ist optimiert

	4.4. E-Government und E-Health
	4.4.1. Ein System für ein sicheres und benutzerfreundliches Identitätsmanagement steht schweizweit zur Verfügung
	Strategische Grundlagen:

	4.4.2. Bevölkerung und Wirtschaft können ihre Behördengeschäfte schweizweit  digital abwickeln
	Strategische Grundlagen:

	4.4.3. Die digitalen Technologien unterstützen die gesundheitspolitischen Reformen und Qualität und Effizienz im Gesundheitssystem sind verbessert
	Strategische Grundlagen:


	4.5. Neue Formen der politischen Partizipation
	4.5.1. Die IKT unterstützen die demokratische Meinungs- und Willensbildung
	Strategische Grundlagen:

	4.5.2. Die Ausübung der politischen Rechte auf elektronischem Wege ist möglich
	Strategische Grundlagen:


	4.6. Weiterentwicklung der Wissensgesellschaft
	4.6.1. Die Schweiz ist fit für die Digitalisierung
	Strategische Grundlagen:

	4.6.2. Neue Aus- und Weiterbildungsangebote stehen zur Verfügung und Forschung und Innovation sind gestärkt
	Strategische Grundlagen:

	4.6.3. Digitales Kulturschaffen ist etabliert und der Zugang aller zum Kulturerbe über das Internet ist möglich
	Strategische Grundlagen:


	4.7. Sicherheit und Vertrauen
	4.7.1. Strukturen und Prozesse des Bundes sind langfristig etabliert, um den Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken zu gewährleisten
	Strategische Grundlagen:

	4.7.2. Der Schutz vor Sicherheitsrisiken im Online-Bereich, insbesondere für Kinder und Jugendliche, ist ausgebaut
	Strategische Grundlagen:


	4.8. Die Schweiz im internationalen Umfeld positionieren
	4.8.1. Die Schweiz setzt sich aktiv für eine Cybersecurity auf globaler Ebene ein
	Strategische Grundlagen:

	4.8.2. Die Schweiz prägt die Diskussion über die Zukunft des Internets und dessen Gouvernanz mit
	Strategische Grundlagen:

	4.8.3. Internet-Ressourcen werden im Interesse der Schweiz genutzt
	Strategische Grundlagen:

	4.8.4. Eine nachhaltige globale Entwicklung durch IKT ist gewährleistet
	Strategische Grundlagen:

	4.8.5. Die Schweiz nutzt ihre Chancen im Hinblick auf den virtuellen internationalen Wirtschaftsraum
	Strategische Grundlagen:



	5. Umsetzung der Strategie
	6. Weiterentwicklung der Strategie im Rahmen des Dialogs „Digitale Schweiz“
	6.1. Ziele des Dialogs „Digitale Schweiz“
	6.1.1. Bewusstsein schaffen für die Notwendigkeit eines gemeinsamen Engagements für die digitale Schweiz
	6.1.2. Zusammenarbeit aller Akteure und Nutzung von Synergien
	6.1.3. Gemeinsame Analyse der Strategieumsetzung
	6.1.4. Eruieren von neuem Handlungsbedarf

	6.2. Prozess des Dialogs
	6.3. Finanzierung des Prozesses


